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Offener Brief

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel,
Sehr geehrter Kulturstaatsminister Neumann,

Sehr geehrter Dr. Wiefelspiitz, MdB,

Sehr geehrter Herr Thierse, MdB,

und sehr geehrter Herr Gauck.

Der Bundesrat verabschiedete am 14.10.2011 mit der Drs. 605/11- die 8. Novellierung des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes Drs. 17/5894. Der Bundesprasident, Herr Wulff , hat am Freitag, den 23.12
11 das Gesetz unterschrieben.

Die Presse meldete am 24.12.2011 dazu sofort weitere Kritik u.a. von Herrn Wiefelspiitz. Er gibt
evtl. Klagen von ehemaligen MfS-Angehoérigen zu bedenken und er erwarte diese. Dazu haben wir
Fragen: Wenn ehemalige Stasi-Mitarbeiter bei gleichem Lohn aus der BStU versetzt werden,
warum werden dann Klagen erwartet ? Haben die Stasi-Mitarbeiter einen Vermdgensschaden
erlitten, wie es die Opfer des SED-Regimes hinnehmen mussten?

Nach dem neuen Gesetz, das nach der Unterzeichnung von Herrn Wulff zum 1. Januar 2012 in
Kraft tritt, sollen 45 Mitarbeiter des MfS der ehemaligen DDR aus der BStU Behorde versetzt
werden. Bereits im September 2011 berichtete die Presse iiber die Kritik von Thnen, Herr Thierse,
u.a. wegen einem angeblichen ,generellen Klima des Verdachts*”

Ahnlich berichteten die Medien iiber Herrn Gauck, dem ersten Bundesbeauftragten fiir die
Stasiunterlagen. TAZ. de berichtete, dass Herr Gauck diese Novellierung fiir bedenklich hilt, da
nach seiner Meinung das gednderte Gesetz von den Abgeordneten nur ,durchgewunken“ wurde
und Herr Gauck es fiir ,verfassungswidrig” halt. In dieser Sache erfolgten frontale Angriffe gegen
den neuen Bundesbeauftragten der BStU, Herrn Roland Jahn und die Medien informierten dazu
ausfihrlich.

Sehr viele SED-Opfer konnen diese Kritiken und auch die politischen Angriffe gegen Herrn Jahn
nicht nachvollziehen, denn die SED-Opfer fiihlen sich ebenfalls von dieser Kritik betroffen. Das
ganze Land ist heute immer noch mit ehemaligen Stasi-Mitarbeitern sowie ehemaligen SED-
Genossen in samtlichen Bereichen der Politik, Wirtschaft, Bildung, Kunst, Institutionen, Kirche,
Justiz und in allen Parteien durchsetzt und die SED-Tater und ihre Mitldufer, sind zumeist gut im
warmen Bett ihrer Klassenfeinde angekommen. Dazu gibt es leider unzahlige und erschreckende
Beispiele. Das Land Brandenburg ist dabei als besonders deutliches Beispiel fiir die Auferstehung
der SED/Stasi - Kumpanei bekannt und auch andere ostdeutsche Lander zeigen taglich und sehr
deutlich die Wucherungen der SED-Seilschaften. Was tun Sie dagegen?

Ein SED-Kritiker schrieb zu diesem Thema: ,Westdeutsche Demokratie die es bis 1989 noch gab,
gibt es ohnehin nicht mehr*
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Sehr geehrte Herren, Sie miissen sich fragen lassen, warum sie nach tiber 20 Jahren der Deutschen
Einheit, die ,Stasi-Veteranen®, die ewig Gestrigen, immer noch 6ffentlich in Schutz nehmen und sie
nicht etwa, wie es von Demokraten zu erwarten ware, bekdmpfen?!

Warum verwenden Sie lhre Kraft, Zeit und lhren Ideenreichtum nicht zur Bekdmpfung dieser
immer noch aktiven Gnadenlosen? Ist das ein politisches Faktum oder handelt es sich um einen
personlichen Feldzug gegen den Bundesbeauftragten, gegen Herrn Jahn ?

Auch dazu finden sich gentligende Beispiele im SPD- regierten Land Brandenburg. Es ist ein
Paradies fiir die Knechte und Biittel der SED. Aktuell sollen in der Justiz L.B. nur zukiinftige An-
wirter (Richter u. Staatsanwilte) liberpriift werden, eine generelle Uberpriifung aller Juristen
lehnt Justizminister Volkmar Schéneburg (LINKE) ab.

Sie scharfen taglich ihre stalinistischen Schwerter, putzen ihre tschekistischen Schilde und
verhéhnen die Opfer, folgenlos. Ihr Wegsehen, werte Politiker, ihr Schweigen und erst recht
jede Ihrer Hilfen fiir die SED-Téter, gibt uns Anlass zu grofier Sorge. Es ist unertriglich!

Ein ehemaliger Stasi-Mitarbeiter hat mir 2008 in der Ostprignitz (OPR) aufgrund meiner
ehrenamtlichen Arbeit fiir SED-Opfer gesagt: , Sie sitzen auf einer Insel, und wir sind drumherum®!
Es flogen Steine auf unser Haus und man pdbelte mich beim Einkaufen an. Dies geschah nicht vor
1989, sondern im Jahr 2008/2009. Soweit sind wir heute schon, dass die ehemaligen Tater den
Opfern gegentiber auftreten diirfen, wie einst zu DDR-Zeiten. Allerdings haben die Stasis und auch
noch nicht die umbenannte SED die Macht, uns wieder einzusperren. Noch hoffen wir auf das
Erwachen der NAIVEN und das Ablegen der Samthandschuhe.

Konspirativ bestens geschult, haben sich die SED-Genossen quer durch Deutschland unzahlige
Netzwerke, altbekannte Stasi-Seilschaften aufgebaut. Und der Staat finanziert unentwegt und
bereitwillig, antifaschistische Gruppierungen.

Wer als Demokrat gelten will, darf linke Nazis nicht in ihrem Kampf gegen rechte Nazis
unterstiitzen. Er mufd beide extremen Lager bekdmpfen! Und so lassen sich die Stasis derweil
gegen ihre Opfer auf den Amtern und Gerichten aus, fordern Beweise die sie lingst vernichtet
haben, verzogern, vertuschen, zersetzen und lacheln schamlos liber jeden Ansatz von Aufklarung.

Die Anderung des Gesetzes zur Versetzung der Stasi-Mitarbeiter empfinden wir als absolut
berechtigt und dringend notwendig. Es ist schon ein Hohn, wenn die Opfer seit 1990 zusehen
miissen, wie die Tater politisch gedeckt und quasi damit nach unserem heutigen Empfinden
rehabilitiert werden.

Bereits 1992 berichtete ,Der Spiegel” mit dem Titel in seiner Ausgabe 21/1992:

Putzfrau fiir Mielke - in Bund und Linder herrscht Verwirrung: Diirfen ehemalige Stasi-
Mitarbeiter Finanzbeamte oder Polizisten werden ? Zitat: ,Das Hin und Her um die Stasileute
ist bezeichnend fiir das Durcheinander im Umgang mit der Stasi-Hinterlassenschaft. Nirgendwo
gibt es klare Regeln dariiber, was mit den Leuten geschehen soll, die frither Zutrdger und Helfer
des Regimes waren”. Zitatende.

Bei solchen politischen Kalkiil wird die Betroffenheit der Opfer ausgeblendet. Wir aber haben
nicht vergessen, dass die Stasi nur bedingt und in viel zu wenigen Fallen zur Rechenschaft gezogen
wurde. Die Strafverfolgung von DDR-Unrecht ist fiir Nichtjuristen schwer einzusehen, da die
Ahndung laut Einigungsvertrag ausgerechnet nach dem Rechtssystem der DDR zu erfolgen hatte,
das sich die SED einst selbst geschaffen hatte. Die Knechte der Diktatur werden durch ihre eigenen
Gesetze geschiitzt. Und Sie wundern sich liber die Unruhe im Land? Oder wundern Sie sich noch
gar nicht?

In Sachsen hatten einige JVA- Archive eine interne Anweisung erhalten, die Altlasten (Namen der
ausfithrenden Behdrden- Namen, Dienststellung, Dienstgrade des MfS etc.) in den Unterlagen der
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MfS-Haftlinge, der ehemaligen politischen Opfer, die Namen zu schwarzen. Inwieweit das heute
noch geschieht und schon geschehen war, konnen Thnen SED-Betroffene berichten. Falls Sie dazu
Zeit und Interesse haben.

Auch beziiglich einer Archivsuche bei der BStU konnen wir als Betroffene seit tiber 20 Jahren nicht
sicher sein, dass alle Unterlagen von den Antragstellern gesichtet werden konnte.

.Der ,Tagesspiegel” berichtete aktuell am 27.12.2011 Zitat: ,FUr 1991 rechnen sie mit
hatten in den ersten Jahren des Aufbaus der Behorde die Mdglichkeit des Missbrauchs. Sie
konnten Akten vernichten, verstellen oder herausschmuggeln, denn sie hatten als Wach-
schitzer, als Archivare, als Magazinmitarbeiter oder als Rechercheure zum Teil unge-
hinderten und unbeaufsichtigten Zugang zu erschlossenem, aber auch zu unerschlossenem
- AOA Oﬁtﬁtdndk.@;iehe Anhang S. 7/8)

Und woher wissen wir, dass nicht zusatzlich Unterlagen von LINKEN Politikern entfernt wurden,
die Thre SED umbenannt haben und den Begriff - Linke- okkupiert haben? (s. Anhang S.7/8)

Dieses Misstrauen wird immer bestehen bleiben, betroffene Opfer konnen heute nachweisen, wie
schwer sie es mit dem Erhalt eventueller Entschdadigungs-Nachweise haben. Viele berichten, dass
die BStU in der Vergangenheit eine Herausgabe ihrer Akten blockierten.

Im Gegensatz zur ,freiwilligen Uberpriifung” bei den Titern, sind SED-Opfer verpflichtet, stindig
ihre ,Nichttatigkeit als IM“ vorzuweisen: bei der strafrechtlichen und beruflichen Rehabilitierung,
beim Erhalt der sogenannten Opferrente, beim Erhalt der noch ausstehenden Kapitalentscha-
digung und bei der Stiftung Bonn. Eine Person, die SED-Opfer ist, wird von den Behorden bis zu
fiinf mal auf eine eventuelle ,IM-Tatigkeit” {iberpriift. Jede Behorde benétigt nach ihren Angaben
ihren eigenen ,Ausschluss“ beziiglich einer Antragstellung. Allein bei der Kapitalentschiadigung
muss zusatzlich im Land Brandenburg ein Formular mit vier (4) Unterschriften plus der
Unterschrift auf dem Antrag geleistet werden. Mit den vielfachen Unterschriften fiir einen
Antragsteller, wird nach einer IM-Tatigkeit, Verst6fde gegen die Rechtsstaatlichkeit und der
etwaigen Nichtbeachtung bei den Grundsitzen der Menschlichkeit, gefragt. Sofern sich heraus-
stellt, dass der Antragsteller nicht die Wahrheit gesagt hatte, muss die gezahlte Kapitalent-
schiadigung an die Behorde zuriickerstattet werden.

An dieser Stelle fragen wir: Wieso wird einem rehabilitiertem Opfer nicht geglaubt? Warum
sichern sich die Behorden gegentiber den SED-Opfern so vehement ab? Wieso wird nur gegeniiber
den Opfern so auffallend riicksichtslos und beleidigend gehandelt? Wieso wird bei den SED-Tatern
die Uberpriifung auf ,freiwilliger” Basis verlangt ? Warum werden keine wirtschaftlichen und
finanziellen Konsequenzen bei einer MfS- Mitarbeit gezogen ? Wer aus der damals bestehenden
Demokratiebewegung (ehem.SED-nahen Biirgerrechtler) hat nach Gaucks Aussage (s.Anlage 3)
Stasimitarbeitern das Vertrauen ausgesprochen und dafiir gesorgt, dass sie bei der Behorde der
BStU eingestellt wurden? Woher wussten Sie Hr. Gauck 1990, dass diese MfS-Mitarbeiter nieman-
den geschadet haben ?

Die ehemaligen MfS-Mitarbeiter leben heute zumeist finanziell und materiell besser als zu DDR-
Zeiten und dies steht im krassen Gegensatz zu den Lebensbedingungen von zigtausenden ihrer
Opfer. Sie werden in der Bundesrepublik hofiert und fiirstlich belohnt. Das versteht niemand.
Hierzu mochten wir eine Erklarung von den Parteien.

Natiirlich begriissen wir als Opfer eine rechtsstaatliche Uberpriifung. Aber es versteht kein Opfer,
wenn es gezwungen ist, im Umgang mit Behorden, also mit den Bediensteten des 6ffentlichen
Dienstes zu kommunizieren, und das Gegeniiber erweist sich als Stasi- Angehoriger, oder ehema-
liger SED-Genosse. Alle belasteten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen miissen aus Parteien und
Institutionen entfernt werden. Und zwar nicht still und heimlich, sondern transparent, 6ffentlich
genannt und klar begriindet. Eine Demokratie, die sich nicht gegen ihre Feinde wehrt, ist zum
Untergang verurteilt! In den 1990er Jahren wurde bereits vorsichtig auf freiwilliger Basis eine
Anfrage zur IM-Tatigkeit hinterfragt.

AEAT A
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Jahrzehntelang sitzen nun iibernommene und gutbezahlte Beamte und Angestellte des offent-
lichen Dienstes, der Kirchen, Justiz, Institutionen und Parteien in verantwortungsvollen Posten,
tatigen ihre Jobs und kassieren dafiir spater eine hohe Rente. Wie wir heute fast taglich feststellen,
haben sehr viele nicht die Wahrheit gesagt, sie sind nun einmal liigende Tater und unverbesserlich
in ihrem Hass. In einer Demokratie und im Rechtsstaat soll es doch angeblich keine Ungleichheit
geben, deshalb wire es genauso angebracht, diejenigen, dem spater eine IM-Tatigkeit nachge-
wiesen werden kann, auch die Rente zu kiirzen sowie sie finanziell abzustufen, wie es bei den
Opfern geschah und geschieht.

Das ,Offensichtliche von ehemaligen Stasi-Mitarbeitern im Brandenburgischem Landtag, der
Justiz und anderen ostdeutschen Bundeslandern, Kreisamtern, Gemeinden, Polizei, Institutionen,
Kirche und in Vereinen ist ein Fakt, dass durch Ihre Kritik an Herrn Jahn, werte Herren Thierse
und Wiefelspiitz, nicht gesdubert. Ganz im Gegenteil, Ihre Kritik ist Munition fiir die Gegner der
Demokratie!

Sie sollten sich nicht um einen evtl. Vermogensschaden von SED-Knechten sorgen, sondern um
Ihre eigene, ethisch-moralische Haltung. Mit genau dieser aktuell von lhnen demonstrierten
Nachsicht, bleiben die Diktaturen-Helfer auf ihren wirtschaftlichen und politischen Platzen. Ihre
offentliche Meinung hierzu, Herr Gauck, Wiefelspiitz und Herr Thierse, die Sie so emport
verbreiten, eroffnet den SED- Tatern erst die Idee zur Klage und bietet anderen noch nicht
entdeckten Stasi-Mitarbeitern die Moglichkeit, sich stumm zu verhalten.

Deren Dank ist [hnen gewiss.

Herr Gauck nimmt an vielen Opferveranstaltungen in allen Bundesldnder teil, bestdtigt die
Schwierigkeiten bei den Opfern und macht sich im gleichen Atemzug fiir die Stasi stark und
beschiitzt diese seit der Wiedervereinigung zu oft. Fiir die hier mitunterzeichnenden Opfer des
Unrechts-Regimes sind Sie Herr Gauck nicht mehr glaubhaft.

Herr Thierse hat sich in seinen 6ffentlichen Statements ebenfalls mit umstandlichen Reden in der
Presse gegen die Opfer gestellt. Und Herrn Wiefelspiitz wird in der offentlichen Meinung eine
Ironie gegeniiber den Opfern und Herrn Jahn zugeordnet, die nicht hinnehmbar ist. Miissen wir
SED-Opfer mit einem politischen Kalkiil der SPD rechnen? Wie lange werden die Tater des DDR-
Unrechtssystems noch von den aktuellen Parteien geschiitzt? Haben fiihrende Genossen der SPD
immer noch nicht die Lehren aus ihrer jahrzehntelangen Verfolgung durch die Kommunisten
gezogen? Sind die ermordeten und verfolgten SPD-Mitglieder tatsdchlich schon vergessen?

Diese Frage stellen Ihnen die Opfer des SED-Regime hiermit 6ffentlich.

Nach unserer Meinung ist es schon sehr befremdlich, sich gegen die Opfer zu stellen, die aufgrund
des Artikel 17 des Einigungsvertrages und der SED-UnBerG entsprechend rehabilitiert wurden.
Sinn der Rehabilitierung ist: ,das alle Personen rehabilitiert werden konnen, die Opfer einer
politisch motivierten Strafverfolgungsmafinahme oder sonst einer rechtsstaats- und verfassungs-
widrigen gerichtlichen Entscheidung geworden sind“. Mit dem Strafrechtlichen Rehabilitierungs-
gesetz hat der Bundesgesetzgeber das Ziel im Blick gehabt, die Bereinigung des SED-Unrechts im
Bereich des Strafrechts zu ermdoglichen. Die Regelung des Anspruches auf Rehabilitierung folgt
dem grundsatzlichen Rechtsgedanken, wonach eine Person, die aufgrund grob rechtsstaats-
widriger staatlicher Willkiir erniedrigt wurde, einen Anspruch auf Wiederherstellung ihrer Ehre
und Wiirde hat. Opfer dieser staatlichen Willkiir sind in ihrem Personlichkeitsrecht und in ihrer
Wiirde gleichermafien betroffen. Die Rehabilitierung bezweckt, dem Betroffenen vorrangig
Genugtuung zu verschaffen und seine Wiirde wieder herzustellen. ( Quelle BT-DRS 12/ 1608 )

Mit Threm Verhalten, die Tater zu schiitzen und die Opfer zu provozieren, verfehlen Sie den
Einheitsgedanken, den Sie alle sehr oft und gern predigen. Solange wie dieser unfassbare MfS-
Begiinstigtenstatus in der Bundesrepublik gegeniiber den betroffenen Opfern des SED-Regimes
Bestand hat, lasst sich eine Befriedung durch die Opfer nicht herstellen, es macht sie wiitend und
krank.
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Zudem ist die BSTU- Behorde fiir die Rehabilitierung der Opfer sehr wichtig, deshalb unterstiitzen
die Opfer des DDR-Unrechtsstaates jeden Behordenleiter der BSTU, der endlich den unheilbaren
Zustand mit und neben den Gesetzgebern dndern will.

Generell gilt aber unsere ankniipfende Kritik an die von 1990 erschlossene Gesetzgebung und der
Politik in den ostdeutschen Bundesldndern. Sie agierte auf einer unklaren gesetzlichen Rechtslage.
Umso wichtiger ist es heute, den Opfern zuzuhoren und sie zu unterstiitzen, dafiir zu sorgen, dass
ihre gesetzlichen Anspriiche ziigig und ohne unnotige Vorbehalte beschieden werden.

Sie kénnen davon ausgehen, dass die Opfer ihre Anspriiche mehr einklagen miissen, als notwendig.
Diese gravierende Fehlentwicklung ist auch ein politisches Faktum, wenn entgegen des
materiellen Inhalts des Gesetzes, der Anspruch sehr oft verwehrt bleibt.

Fiir weitere Korrespondenz stehe ich Thnen und alle SED-Opfer (Mitzeichner) gerne zur Verfiigung.
gez. Bruni Grabow Hérstel, den 31. Dezember 2011

Mitzeichner:
Name Wohnort Bundesland
Detlef Grabow Steinfurt/Horstel Nordrhein-Westfalen
Wilfried Wurdel Glienicke/ Nordbahn Land Brandenburg
Joachim Brand Neuruppin Land Brandenburg
Anneliese Schilling Hennigsdorf Land Brandenburg
Monika Simon Luckenwalde Land Brandenburg
Ruth Binnewies Glienicke Land Brandenburg
Volker Hilgert Laatzen Niedersachsen
Jens Nordt Rheine Nordrhein-Westfalen
Rocco Schettler Salzgitter Niedersachsen
Hubert Schneider Rheine Nordrhein-Westfalen
Hannelore Thaler Hennigsdorf Land Brandenburg
Karl-Heinz-Junke Wolfenbiittel Niedersachsen
Jorg Moll Vieritz Land Brandenburg
Regine Labahn Wiilfrath Nordrhein-Westfalen
Karl-Heinz-Labahn Wiilfrath Nordrhein-Westfalen
Siegrid Lustinetz Magdeburg Sachsen-Anhalt
Jorg Lustinetz Schoneberg Sachsen-Anhalt
Hubert Lustinetz Magdeburg Sachsen-Anhalt
Peter Kimpfe Beratshausen Bayern
Andreas Schwarz Leipzig Sachsen
Sonja Feuerherm Oranienburg Land Brandenburg
Karin Bufdler Mannheim Baden-Wiirttemberg
Karl-Heinz Messerschmitt Stollberg b.Aachen Nordrhein-Westfalen
Klaus Bayer Zittau Sachsen
Andreas Puschendorf Leipzig Sachsen
Manuela Polaszczyk Riilzheim Rheinland Pfalz
Angelika Kanitz Leipzig Sachsen
Manfred Krieger Nettetal Nordrhein-Westfalen
Bernd Dubrau Potsdam Land Brandenburg
Klaus Brummack Cottbus Land Brandenburg
Fred Herrmann Hameln Niedersachsen
Harry Hinz Westerkappeln Nordrhein-Westfalen
Jiirgen Brand Briihl Nordrhein-Westfalen
Sebastian Rotterdam Dormagen Nordrhein-Westfalen
Thomas Kiihne Geseke Nordrhein-Westfalen




Edidt Rogge Greifswald Mecklenburg Vorpommern
Peter Rotterdam Dormagen Nordrhein-Westfalen
Ulrike Rotterdam Dormagen Nordrhein-Westfalen
Volker Rotterdam Dormagen Nordrhein-Westfalen
Gerd Keil Wienhausen Niedersachsen

Anita Kithne Westerkappeln Nordrhein-Westfalen
Reinald-Peter Flauf} Herzlake Niedersachsen
Detlef Bauer Reichenbach Sachsen

Horst Mehrforth Monchen-Gladbach Nordrhein-Westfalen
Regine Hahndorf Stendal Sachsen-Anhalt
Peter Hahndorf Stendal Sachsen-Anhalt
Peter Schidlich Hamburg Hamburg

Heinz Streblow Bernburg Sachsen-Anhalt
Peter Unkart Hamburg Hamburg

Wolfgang Schweigler Cottbus Land Brandenburg
Inge Reetz Oranienburg Land Brandenburg
Christina Lange Schnega Niedersachsen
Detlef Lange Schnega Niedersachsen
Frank-Udo Meyer Wolfsburg Niedersachsen
Heike Meyer Wolfsburg Niedersachsen

Rolf Wilhelm Hannover Niedersachsen

Vera Wilhelm Hannover Niedersachsen
Gudrun Gussmann Osterberg Bayern

Norbert Harloff Trier Rheinland-Pfalz
Heiko Fenchel Neukirchen Sachsen

Jiirgen Grigat Oberreuthe Bayern

Dieter Henning Banzendorf Land Brandenburg
Josef Enzmann Hamm Nordrhein-Westfalen
Rosemarie Enzmann Hamm Nordrhein-Westfalen
Nicole Schwarz Leipzig Sachsen

Almut Knof Leipzig Sachsen

G.-Josef Eib Bad Liebenstein Thiiringen

Christel Eib Bad Liebenstein Thiiringen

Sylvia Schroder Hannover Niedersachsen
Rosemarie Platz Hamburg Hamburg

Winfried Schroder Hannover Niedersachsen

Peter Wurker Berlin Berlin

Andreas Nowke Hemsbach Baden-Wiirttemberg
Hans-Herrmann Nowke Hemsbach Baden-Wiirttemberg
Reiner Bergner Holdenstedt Sachsen-Anhalt
Helmut Ludewig Rheinsberg Land Brandenburg
Thomas Renker Leipzig Sachsen

Marie -Luise Schulz Braunschweig Niedersachsen
Michael Schulz Braunschweig Niedersachen
Gernot Preuss Burgwedel Niedersachsen
Manfred Springer Hamburg Hamburg

Angelika Winkel Berlin Berlin

Franz-Dieter Winkel Berlin Berlin

Lutz Adler Korbach Hessen

Norda Kraul Fiirstenwalde Land Brandenburg
Klaus-Dieter Rossler Wunstorf Niedersachsen
Monika Eichhorn Wunstorf Niedersachsen




Wolfgang Mayer Erfurt Thiiringen

Hartmut Brandt Banzendorf Land Brandenburg
Siegfried Jahnke Erkrath / Diisseldorf Nordrhein Westfalen
Margita Eikenberg Edemissen Niedersachsen
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Anhang 1,2,3,4

1.Quelle: ,Der Tagespiegel“ vom 27.12.11
http://www.tagesspiegel.de /politik/joachim-gauck-lichtgestalt-mit-schattenseite /5995868.html

Von Benedict Maria Miilder
Auszug:

Lichtgestalt mit Schattenseite

Im Umgang mit Ex -Stasimitarbeitern hat es Joachim Gauck als Chef der
Stasiunterlagenbehdrde an Weitsicht fehlen lassen. Ware er heute Bundes -
prasident, kbnnte auch seine Vergangenheit kritische Fragen aufwerfen.

Berlin - Joachim Gauck, die Lichtgestalt, ein Theologe mit dem Nimbus des Ost-Revolutionars,
weckte im vergangenen Jahr die Hoffnung eines politikverdrossenen Publikums, auch im Westen.
Der Nichtpolitiker mit seinem préasidialen Habitus galt schnell als der bessere Prasident-
schaftskandidat, besser geeignet fiir den Einzug ins Schloss Bellevue als der Biedermann aus der
niedersichsischen Provinz. Heute weckt die von Christian Wulff ausgeloste Affire tiber die Frage
nach der Moglichkeit von Freundschaften in der Politik neue Sehnsiichte nach der schillernden
Uberparteilichkeit Joachim Gaucks.

Niemand kann so gut liber das Verhaltnis von Politik und Staat, Freiheit und Individuum, unter
besonderer Beriicksichtigung der personlichen Verantwortung parlieren wie er. Dem Protestanten
waren gewiss keine Verbindungen zu Unternehmern zum Problem geworden. Doch seine
Vergangenheit als Amtsvorsteher wiirde heute auch bei einem Prasidenten Gauck kritische Fragen
aufwerfen. Ein Blick auf die Anfangsjahre der nach ihm benannten Gauck-Behorde, der Stasiunter-
lagenbehorde (BStU), weckt den Verdacht, dass Joachim Gauck im Falle ehemaliger Mitarbeiter
des MfS einem allzu freundlichen DDR-Staatsverstdndnis fronte. Ware Gauck heute Bundes-
prasident, konnte sogar, wie im Falle Wulff, die nicht vollstindige Beantwortung einer Kleinen
Anfrage im Bundestag Schlagzeilen machen.

Ein vertrauliches ,Gutachten iiber die Beschaftigung ehemaliger MfS-Angehoriger bei der BStU*
das die renommierten Experten Hans H. Klein und Klaus Schroeder 2007 im Auftrag des Kultur-
staatsministers Bernd Neumann verfassten, geht mit der ersten Behordenleitung streng ins
Gericht. Fiir 1991 rechnen sie mit mindestens 79 ehemaligen Stasimitarbeitern, darunter fiinf
ehemalige IMs: ,Nahezu alle ehemaligen MfS-Bediensteten hatten in den ersten Jahren des
Aufbaus der Behorde die Moglichkeit des Missbrauchs. Sie konnten Akten vernichten, verstellen
oder herausschmuggeln, denn sie hatten als Wachschiitzer, als Archivare, als Magazinmitarbeiter
oder als Rechercheure zum Teil ungehinderten und unbeaufsichtigten Zugang zu erschlossenem,
aber auch zu unerschlossenem Material.”

Ohnehin setzte die Behordenleitung bei der Auswahl der Mitarbeiter, so das Fazit, mehr auf DDR-
Verwaltungserfahrung als auf die politische Motivation zum Beispiel von DDR-Biirgerrechtlern.
Der Schriftsteller und ehemalige DDR- Dissident Jiirgen Fuchs gehorte zu den ersten Kritikern der
Beschéftigung von ehemaligen Stasikadern in der Behorde. [hm waren die ,,grauen Eminenzen” in
der Unterlagenbehorde von Anfang an ein Dorn im Auge. Doch die Behordenleitung setzte sich
sehr friith dafiir ein, ihre befristeten Arbeitsvertrage in Dauerarbeitsverhaltnisse umzuwandeln.

Das sollte bis 1997 dauern, auch wenn nicht nur behérdenintern immer wieder Bedenken geltend
gemacht wurden. So schrieb ein ehemaliger Referatsleiter, zustindig fiir Personalwesen, 1994:
»Auch im Hinblick auf das Beh6érdenimage wird von dem Abschluss unbefristeter Arbeitsvertrage
mit den hauptamtlichen Mitarbeitern des MfS dringend abgeraten.“ Es konnte der Eindruck einer
Vorzugsbehandlung fiir diesen Personenkreis entstehen.”


http://www.tagesspiegel.de/politik/joachim-gauck-lichtgestalt-mit-schattenseite/5995868.html
http://www.tagesspiegel.de/autoren/Benedict%20Maria%20Mülder
http://www.tagesspiegel.de/meinung/joachim-gauck-praesident-der-herzen/1853056.html
http://www.tagesspiegel.de/meinung/joachim-gauck-praesident-der-herzen/1853056.html
http://www.tagesspiegel.de/meinung/wulffs-weihnachten-stille-macht/5993428.html
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»,von 16 zur Weiterbeschaftigung vorgeschlagenen Personen stufte er damals ,neun als hoch MfS-
belastet, einen sogar als extrem hoch belastet ein. Gauck rechtfertigte die Einstellung dieses
Personenkreises mit ihren ,Spezialkenntnissen, ihrer Loyalitit zur Arbeit der Behorde sowie ihrer
engagierten Mitarbeit”. Vom MfS lernen, das wére, zeitlich befristet, noch verstindlich gewesen.
Doch es scheint, so die Gutachter Schroeder und Klein, als ob von Beginn an nicht die Weiter-
vermittlung von ,Herrschaftswissen an die librigen Behordenmitarbeiter gefragt gewesen sei,
sondern die langfristige Bindung ehemaliger MfS-Angehodriger - aus welchen Grinden auch
immer - ,das Ziel ihrer Beschaftigung war*.

Die PDS bekam Stasi-Akten frei Haus

Einer der Griinde konnte gewesen sein, dass Gauck ein Signal zur Integration setzen wollte. Doch
wie ernst dieses Zeichen der Versohnung genommen wurde, lasst sich bis heute nicht exakt
beurteilen. Einer der ehemaligen Stasileute wurde dabei erwischt, wie er dem Verfassungsschutz
Akten aus der Behorde verkaufen wollte. Als es um die Aufkldrung der IM-Vorwiirfe gegen Gregor
Gysi ging, stellte sich heraus, dass die PDS Akten frei Haus bekommen hat. Auf eine Strafanzeige
wurde jedoch verzichtet. Aufderdem waren tiber Jahre zwei ranghohe MfS-Mitarbeiter im Bereich
Sonderrecherche mit den Féllen Stolpe, de Maiziere und Gysi befasst. Noch heute koénnen
Manipulationsversuche nicht ausgeschlossen werden. Als Wissenschaftler der Behérde 1993
bemangelten, dass , dreieinhalb Jahre nach dem Sturm auf die Stasizentrale immer noch ehemalige
Mitarbeiter des MfS unkontrollierten Zugang zu Karteien und Akten haben, wies der Bundes-
beauftragte die Kritik zuriick. Er kdnne die Mitarbeit aus sehr guten Sachgriinden verantworten,
,das Wissen uiber die Strukturen des MfS sei noch nicht hinreichend, ohne diese Leute auskommen
zu konnen".

Doch ganz geheuer schienen auch der Behdrdenleitung noch 1997 diese Beschaftigungsver-
héltnisse nicht zu sein. Als die PDS von der Bundesregierung iiber die Anzahl der beschiftigten
ehemaligen Stasi-Angehorigen Bescheid wissen wollte, lieRen Gauck und der damalige Direktor
Busse die Bundesregierung wissen: ,Beim Bundesbeauftragten wurden am 1. Jan. 1997 noch 15
ehemalige hauptamtliche Mitarbeiter des MfS als Angestellte bzw. als Arbeiter beschaf-
tigt.“ Unmissverstdndlich stellen die Gutachter Klein und Schroeder dazu fest: ,Diese Auskunft war
falsch.“ Unerwdhnt blieben mindestens 46 zu dieser Zeit beschaftigte ehemalige Wach- und
Personenschiitzer des MIfS, drei frithere Mitglieder des MfS-Wachregiments sowie weitere 16
ehemalige Hauptamtliche. Mit Verweis auf die damalige Praxis anderer Behodrden hielt es die
Gauck-Behorde fiir kein Problem, ausgerechnet in ihrem Bereich ehemaliges MfS-Wachpersonal
zu beschaftigen. Schon gar nicht musste 6ffentlich dariiber geredet werden.

Von mindestens 79 ehemaligen MfS- Angehoérigen in der Behorde sind bis heute 45 iibrig
geblieben. Die wenigsten wurden per Kiindigung entlassen. Im April dieses Jahres erwischte es
einen ehemaligen IM, der seine Rolle bei der Einstellung verschwiegen hat. Doch der jetzige
Behordenchef Roland Jahn wollte das ganze Erbe nicht antreten, das Gauck ihm hinterlassen hat.
Die Beschaftigung ehemaliger Stasi-Angehoriger nannte er einen Schlag ins Gesicht der Opfer. Mit
einem novellierten Stasiunterlagengesetz soll zukiinftig die Beschaftigung von Ex-Stasileuten
verhindert werden. Es ist eine Ironie der Geschichte, dass ausgerechnet der Konkurrent Joachim
Gaucks im Ringen um das Amt des Bundes-prasidenten mit seiner Unterschrift zur Beendigung
dieses heillosen Zustandes beitragt. Am 22.Dezember hat Wulff das Gesetz unterschrieben.”

Zitatende ,Der Tagesspiegel”



http://www.tagesspiegel.de/meinung/jahn-und-45-ex-stasi-mitarbeiter-versetzungsgefaehrdet/4602102.html
http://www.tagesspiegel.de/meinung/jahn-und-45-ex-stasi-mitarbeiter-versetzungsgefaehrdet/4602102.html
http://www.tagesspiegel.de/meinung/novellierung-stasi-mitarbeit-verjaehrt-offenbar-nie-/4674264.html
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Wortprotokoll Dr.h.c. Wolfgang Thierse SPD-
zum Gesetzentwurf -StasiunterlagenG - 30. September 2011

http: //www.thierse.de /reden-und-texte /reden/rede-im-bundestag-zum-

stasiunterlagengesetzz

Ausziige aus der Rede zur Novellierung des STUG von MdB Wolfgang Thierse;
Anm: Stasimitarbeiter werden nach unserer Ansicht in Schutz genommen;

,Meine Grundiiberzeugung lautet - Kollegin Philipp hat es ebenfalls zitiert -: Vertrauen ist eine
wesentliche Grundlage rechtstaatlicher Demokratie - Vertrauen in die Verdnderbarkeit von
Menschen. Dieses Vertrauen kann enttduscht werden. Wenn dies geschieht und Anhaltspunkte
den Verdacht auf eine Tatigkeit fiir das MfS nahelegen, dann - und nur dann - muss die Uber-
priifung flr alle Beamten und Angestellten im 6ffentlichen Dienst moglich sein.”

,Diese Uberpriifung dient allen. Sie liegt im Interesse der arbeitgebenden Behorde, der Offentlich-
keit und nicht zuletzt der verdachtigten Person selbst. Deshalb haben wir vorgeschlagen, immer
dann die Uberpriifung méglich zu machen, wenn ein begriindeter Verdacht vorliegt, unabhiéngig
von Funktion und Entgeltgruppe des Betroffenen. Das war unser Vorschlag, auf den Sie leider
nicht eingegangen sind.”

,Dissens herrscht zum Zweiten {liber die Einfithrung eines de facto riickwirkenden Einzelfallge-
setzes, mit dessen Hilfe sich die Koalitionsfraktionen jener 47 ehemaligen Stasi-Mitarbeiter aus
der Behorde entledigen wollen, die aber mittlerweile seit tiber zwei Jahrzehnten in dieser Be-
horde arbeiten.”

,Heute arbeiten diese Mitarbeiter seit tiber 20 Jahren in der Behorde und haben sich nichts zu-
schulden kommen lassen. Sie haben sich Vertrauensschutz in das Fortbestehen ihrer Arbeitsver-
héltnisse erworben. Die Flrsorgepflicht der Behorde als Arbeitgeber gilt auch gegeniiber diesen
Mitarbeitern.”

,Eine Losung des Dilemmas kann es nur in rechtsstaatlich - also arbeits- und dienstrechtlich - ein-
wandfreier Weise geben. Sie muss gemeinsam mit den 47 Mitarbeitern gefunden werden. Der
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen dagegen schligt einen verfassungsrechtlich wie rechts-
politisch bedenklichen Weg ein. Wir lehnen ihn deshalb in diesem Punkte entschieden an.”

,Deshalb konnen wir dem G_gsetzentwurf der Koalition nicht zustimmen. Ich lade Sie ein, dem aus-
gewogenen und mafivollen Anderungsantrag von SPD und Bilindnis 90/Die Griinen zu folgen.

Zitatende



http://www.thierse.de/reden-und-texte/reden/rede-im-bundestag-zum-stasiunterlagengesetz/
http://www.thierse.de/reden-und-texte/reden/rede-im-bundestag-zum-stasiunterlagengesetz/
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3. Anlage

http://nachrichten.rp-online.de/politik/jahn-und-gauck-streiten-ueber-stasi-offiziere-

1.2656330

Jahn und Gauck streiten iiber Stasi-Offiziere

VON GREGOR MAYNTZ - zuletzt aktualisiert: 30.12.2011 - 02:30

Auszug

Berlin (RP) Kurz vor der Versetzung von 45 Ex-Stasi-Offizieren aus der Stasi-Unterlagenbe-
horde ist ein Streit zwischen dem aktuellen und dem ehemaligen Behérdenchef iiber den
Umgang mit Stasi-Mitarbeitern entbrannt. Joachim Gauck hatte bei der Griindung der Be-
horde die Stasi-Leute bewusst eingestellt, Roland Jahn will sie nun loswerden und hat den
Bundestag iiberzeugt, ein Gesetz zu beschliefRen, das neue Uberpriifungen erméglicht. Ob
Jahn die Mitarbeiter gerauschlos los wird, erscheint indes fraglich.

»,Bundestagsvizeprasident Wolfgang Thierse (SPD) rechnet damit, dass es liber die Umsetzung des
Gesetzes zu juristischen Auseinandersetzungen kommt. Er halt das Vorgehen fiir verfassungs-
rechtlich problematisch. Denn die Personen seien nicht trotz, sondern wegen ihrer Stasi-Mitarbeit
eingestellt worden.

Gauck stellte zum 20. Jahrestag des Stasi-Unterlagengesetzes klar, dass das Gros der von ihm ein-
gestellten Ex-Stasi-Mitarbeiter "niemals die Bevolkerung verfolgt” habe, sondern als Personen-
und Objektschiitzer tatig gewesen sei. Gauck: "Ich habe nur solche iibernommen, die das Ver-
trauen von Menschen aus der Demokratiebewegung hatten."

Genau auf diese Demokratiebewegung, der er selbst zu DDR-Zeiten angehorte, beruft sich auch
Jahn. Wer ihn auf Reisen durch die neuen Lander begleitet, erlebt es iiberall, dass Stasi-Opfer
spontan auf ihn zukommen und sich ausdriicklich dafiir bedanken, dass er "endlich" gegen die Ex-
Stasi-Leute in seinem Haus vorgeht. Viele Verfolgte der Staatssicherheit seien immer noch traum-
atisiert, und fiir sie sei es unverstiandlich, warum ihnen zugemutet werde, bei der Akteneinsicht
moglicherweise auf frithere Peiniger zu treffen. "Das war nicht irgendwer”, betont Jahn. Die bei
ihm Beschaftigten seien hauptamtliche Stasi-Offiziere gewesen. Jahn: "Es war ein klarer Fehler,
diese Mitarbeiter einzustellen."

Das Interesse an den Akten ist ungebrochen. Im vergangenen Jahr wollten 87 000 Biirger Stasi-
Unterlagen einsehen. Jahn startet zu Jahresbeginn ein neues computergestiitztes Verfahren, um
die Schnipsel besonders brisanter Akten endlich zusammenzufiihren. Hier wartet noch tonnen-
weise Material auf die Erschlieffung.” Zitatende

Quelle: RP



http://nachrichten.rp-online.de/politik/jahn-und-gauck-streiten-ueber-stasi-offiziere-1.2656330
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4. Anlage

http: //www.zeit.de /politik/2011-05 /stasi-behoerde-geschichte-jahn

Auszug: Streit um Ex-StaskMitarbeiter Der neue Chef der Stasi-Behérde will

hirter als seine Vorganger gegen Ex-Stasi-Mitarbeiter vorgehen. Der SPD-Politiker Dieter
Wiefelspiitz wirft ihm "Menschenjagd" vor.

»+Wer in diesen Wochen die Bundesbehorde fiir die Stasiunterlagen in der Berliner Karl-Lieb-
knecht-Strafde aufsucht, kann auf einen storrischen Pfortner treffen. "Mich kriegen sie hier nicht
raus”, sagt der Mann am Eingang - einer von 47 fritheren hauptamtlichen Mitarbeitern der Stasi,
die meist seit 20 Jahren im Dienste der Behdrde stehen. Schliefdlich sei er "nicht Spielball der Ge-
schichte". Und iiberhaupt: Mit ihm habe bisher niemand gesprochen.

Die Momentaufnahme im Besucherverkehr steht fiir die heftige Auseinandersetzung um ein an-
spruchsvolles Vorhaben, mit dem der neue Stasiunterlagenbeauftragte Roland Jahn Mitte Marz ins
Amt gestartet war. Gleich bei der Amtsiibergabe von Marianne Birthler an ihn im Pei-Bau nahe
der Berliner Museumsinsel hatte Jahn die Beschiftigung von Ex-Stasileuten als "unertraglich" und
"Schlag ins Gesicht der Opfer" bezeichnet. Die einen jubelten - vor allem Vertreter von Opferver-
bdnden, aber auch Politiker der Regierungskoalition aus Union und FDP. Zu den Skeptikern dage-
gen gehorte von Anfang an der SPD-Innenpolitiker Dieter Wiefelspiitz. Er machte sich zum Wort-
fiithrer derjenigen, die meinen, dass auch Jahn nicht schaffen werde, was dessen Amtsvorgianger
Birthler und Joachim Gauck nicht geschafft haben.

An diesem Wochenende nun legte Wiefelspiitz mit ausgesprochen scharfer Wortwahl nach.
Wiefelspiitz nannte den in der DDR verfolgten friitheren Biirgerrechtler Jahn einen "Eiferer”, der
"Schaum vorm Mund" habe. Dem "Focus" gestand Wiefelspiitz: "Ich habe ihn gewdhlt, aber ich
habe mich geirrt." Denn schliefilich sei die Stasiunterlagenbehorde "keine Einrichtung, in der es
um Menschenjagd" gehe. Seit Jahn im Amt ist, hat es kein Gesprach zwischen ihm und Wiefelspiitz
gegeben. Und obwohl Jahn auch von den scharfen Angriffen irritiert sein mag, will er doch nicht
den offenen Schlagabtausch mit dem Sozialdemokraten - ohnehin ist bekannt, dass die lieber den
Berliner Oberkirchenrat David Gill als Jahn an der Spitze der Behorde gesehen hatten. "Ich méchte
Herrn Wiefelspiitz nicht kommentieren", sagte Jahn dem Tagesspiegel am Sonntagillerdings
bekraftigt er seinen Kurs gegen die Ex-Stasileute, von denen viele an der Pforte und im
Wachdienst arbeiten. "Mein Ziel heifdt Versohnung. Ich will, dass die Aufarbeitung gelingt. Dafiir
miissen die Wunden der Opfer geheilt werden", betont er im Gesprach mit dieser Zeitung weiter.
Schliefllich habe auch seine Vorgingerin Birthler die Stasimitarbeiter in der Behorde als "schwere
Hypothek" bezeichnet. "Ich habe dieses Problem erneut deutlich benannt, weil es unsere Arbeit
behindert und die Glaubwiirdigkeit der Behorde beschadigt."

Wie viel Jahn ausrichten kann, ist offen. Auch unter Birthler und Jahn hatte es Versuche gegeben,
die fritheren hauptamtlichen Stasimitarbeiter loszuwerden, sie etwa in andere Bundesbehorden
zu versetzen. Das gelang nicht, Jahn hat offenkundig den Verdacht, es habe am notwendigen Ehr-
geiz gefehlt. Er hat gleich nach seinem Amtsantritt ein arbeitsrechtliches Gutachten in Auftrag
gegeben, das die Moglichkeiten aufzeigen soll. Ende Mai soll es vorliegen. Abfindungen schlief3t
Jahn aus, und er will auch nicht einzelne Ex-Stasileute in seiner Behorde auf Posten ohne Aufien-
kontakte "verstecken". In jedem seiner Interviews geht es um das Thema. Erst vor wenigen Tagen
sagte er liber die 47 Leute: "Das waren auch keineswegs kleine Wiirstchen, sondern iiberwiegend
ehemalige Offiziere." Nach wie vor konne er sich vorstellen, sie "in weniger sensiblen Bereichen"
im Staatsdienst, also bei anderen Behorden, einzusetzen. Das Echo bei anderen Bundesbehodrden
zu dieser Idee ist dufderst verhalten. Eines will Jahn aber auf keinen Fall - als Richer dastehen.
"Mein Grundsatz heifdt strikte Rechtsstaatlichkeit." Schliefdlich habe er genau fiir diese Forderung
in der DDR im Gefdngnis gesessen.”
Zitatende
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